
Verklagte, die Deutsche Reichsbahn, hat dem Kläger lediglich 
wegen der Überschreitung der Lieferfrist eine Entschädigung 
in Höhe des doppelten Frachtsatzes gezahlt.

Der Kläger hat beantragt, die Verklagte zum Ersatz des ihm 
entstandenen Sachschadens zu verurteilen.

Die Verklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie hat er­
widert, die Eisenbahn hafte bei Überschreitung der Lieferfrist 
nur nach § 88 EVO; danach habe sie bei Überschreitung der 
Lieferfrist den nachgewiesenen Schaden bis zur Höhe der 
Fracht zu ersetzen.

Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen.
Die Berufung des Klägers hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Der Kläger stützt seinen Schadensersatzanspruch 

auf die Bestimmungen der EVO in der Fassung vom
8. September 1938 (RGBl. II S. 663). Die EVO ist gegen­
über den §§ 453 ff. HGB das speziellere Gesetz. § 458 
HGB verweist wegen der Einzelheiten über die Be­
förderung von Gütern auf den Eisenbahnen auch aus­
drücklich auf die Eisenbahnverkehrsordnung. Die 
Schadensersatzansprüche werden in §§ 82 ff. EVO ge­
regelt.

Die EVO unterscheidet den Sachschaden, der durch 
den Verlust, durch die Minderung oder Beschädigung 
des beförderten Gutes eintritt, und den Zeitschaden, 
der durch die Überschreitung der vorgesehenen Liefer­
frist eintritt. Unter welchen Voraussetzungen die 
Deutsche Reichsbahn verpflichtet ist, für Sachschäden 
aufzukommen, folgt aus § 82 Abs. 1 EVO; unter wel­
chen Voraussetzungen Zeitschäden bezahlt werden 
müssen, steht im § 82 Abs. 2 EVO. Die Höhe des zu 
zahlenden Sachschadens ergibt sich aus § 85 EVO, und 
die Höhe des Zeitschadens beruht auf § 88 EVO.

Es steht nach dem insoweit übereinstimmenden Ver­
trag beider Parteien fest, daß die Lieferfrist, die nach 
§ 74 EVO drei Tage beträgt, um 46 Tage überschritten 
wurde und daß das beförderte Gut während der Be­
förderung beschädigt wurde; denn Beschädigung im 
Sinne der EVO ist jede qualitätsmäßige Verschlechte­
rung des Gutes und damit auch der Verderb. § 88 
Abs. 4 EVO trägt dem Umstand Rechnung, daß mög­
licherweise gleichzeitig die Lieferfrist überschritten und 
das Gut beschädigt wird. Er legt fest, daß bei Be­
schädigung die Entschädigung für die Lieferfristüber­
schreitung (Zeitschaden) gegebenenfalls zu der in § 85 
EVO vorgesehenen Entschädigung (Sachschaden) hinzu­
tritt. Das heißt, daß unter den festgelegten Voraus­
setzungen Ersatz des Zeit- und Sachschadens verlangt 
werden kann. Der Senat ist der Überzeugung — und etwas 
anderes ergibt sich aus der EVO nicht —, daß in diesem 
Falle kein Unterschied besteht, wenn sich die Beschädi­
gung des Gutes als Folge der Lieferfristüberschreitung 
darstellt oder wenn sie unabhängig von der Lieferfrist­
überschreitung eingetreten ist. In beiden Fällen ist 
Sachschaden eingetreten, für den die Deutsche Reichs­
bahn nach den §§ 82, 85 EVO haftet.

Die Verklagte will dann, wenn die Beschädigung eine 
Folge der Lieferfristüberschreitung ist, unzulässiger­
weise den entstandenen Sachschaden nur als Zeit­
schaden vergüten. Diese Auffassung findet in der EVO 
keine Stütze und widerspricht auch den Prinzipien 
dieser Verordnung. Die EVO legt grundsätzlich für die 
Deutsche Reichsbahn die Gefährdiungshaftung fest, die 
in bestimmten Fällen, vor allem bei Verschulden des 
Absenders und bei den dem Transportgut innewohnen­
den Gefahren (§ 83 EVO), ausgeschlossen wird. Bei 
nachweisbarem Verschulden der Deutschen Reichsbahn 
in Form von Vorsatz und grober Fahrlässigkeit haftet 
sie jedoch in jedem Falle, und zwar bis zur doppelten 
Höhe des in § 85 und § 88 EVO festgelegten Schadens­
ersatzes (§ 91 EVO). Daraus ist zu ersehen, daß es der 
Sinn der EVO ist, den Absender vor von ihm unver­
schuldeten Transportschäden zu schützen. Dem wird 
aber das Vorbringen der Verklagten nicht gerecht, wenn 
es im Streitfall auf einen Schaden, der seiner Natur 
nach Sachschaden ist, allein die Vorschriften über den 
Zeitschaden anwenden will. Es sind die Vorschriften 
über den Sachschaden anzuwenden, denn Zeitschaden 
ist in erster Linie die Entschädigung für die Aufwen­
dungen, die wegen des verspäteten Eintreffens des 
Transportgutes notwendig geworden sind, wie zum 
Beispiel die Aufwendungen für das Beschaffen von

Ersatz für die verspätet ausgelieferten Güter usw. 
Eine Beschränkung der Haftung der Eisenbahn aus 
einer besonderen Gefahr nach § 83 EVO kann schon 
wegen ihres Verschuldens am Verderb der Kursendung 
ausgeschlossen werden. Das Verschulden (grobe Fahr­
lässigkeit) liegt in der unverhältnismäßig langen Liefer­
fristüberschreitung (46 Tage). Einen Entlastungsbeweis 
hat die Verklagte nicht angeboten.

Als Sachschaden ist im Streitfälle gern. § 85 EVO der 
Handelswert der verdorbenen Kursendung sowie die 
Fracht zum Empfänger und die Rückfracht des Leer­
gutes zu vergüten (§ 85 Abs. 1 EVO). Die Beträge hier­
für sind in ihrer Höhe von der Verklagten nicht be­
stritten worden. Abzuziehen ist lediglich die von der 
Verklagten bereits als Zeitschaden erstattete doppelte 
Fracht, da ein solcher Schaden vom Kläger nicht nach­
gewiesen wurde. Der Nachweis des entstandenen 
Schadens ist aber für einen derartigen Anspruch not­
wendig.

(Mitgeteilt von Justitiar E. Dorn, Dresden)

§§ 42, 45 ZPO.
Einem Ablehnungsgesuch ist schon dann stattzugeben, 

wenn Umstände vorliegen, die bei einer Partei die Be­
sorgnis der Befangenheit eines Richters rechtfertigen 
können.

Zur Begründetheit des Gesuchs bedarf es nicht des 
Nachweises, daß der Richter tatsächlich befangen ist.

BG Rostock, Beschl. vom 29. Oktober 1956 — T 128/56.
Der AntragsteUer hat gegen die Antragsgegnerin, seine 

minderjährige Tochter, Klage auf Abänderung eines Unter­
haltstitels erhoben. Noch Im Güteverfahren hat der Antrag­
steller die amtierende Richterin, Frau L., als befangen ab­
gelehnt, weil sie bei der gesetzlichen Vertreterin der Antrag­
stellerin, seiner geschiedenen Frau, als Untermieter lebt. Die 
Richterin L. hat sich hierzu dienstlich geäußert und erklärt, 
daß sie Untermieterin bei der Mutter der Antragsgegnerin 
sei. Das Bezirksgericht Rostock hat das Gesuch für unbe­
gründet erklärt.

Aus den G r ü n d e n :
Das Ablehnungsbegehren ist gern. §§ 42, 45 ZPO 

zulässig. Das Bezirksgericht hatte darüber zu befinden, 
da zur Zeit beim Kreisgericht nur Frau L. als Richter 
tätig ist.

Gern. § 42 Abs. 2 ZPO findet wegen Besorgnis der 
Befangenheit die Ablehnung eines Richters statt, wenn 
ein Grund vorliegt, der geeignet ist, „Mißtrauen gegen 

„die Unparteilichkeit eines Richters zu rechtfertigen“. 
Nach dieser Bestimmung ist es daher bei der Prüfung 
nicht darauf abzustellen, ob tatsächlich eine Befangen­
heit vorliegen könnte, sondern es genügt, daß die 
Partei von ihrem Standpunkt aus befürchten kann, daß 
der Richter nicht unparteiisch entscheiden werde. 
Wenn die Partei hierzu einen gegenständlichen ver­
nünftigen Grund vorträgt, ist daher dem Ablehnungs­
gesuch stattzugeben, da dem Gesetzgeber daran ge­
legen ist, daß bei keiner Partei die Befürchtung 
überhaupt vorhanden sein soll, seine Sache werde nicht 
unparteiisch von einem Richter entschieden. Als Grund 
für seine Befürchtung, daß die Sache parteiisch ent­
schieden werden könnte, hat der Antragsteller vor­
getragen, der Richter des Kreisgerichts, Frau L., wohne 
bei der gesetzlichen Vertreterin der Antragsgegnerin 
zur Untermiete. Berücksichtigt man, daß sich die Mieter 
eines Hauses zu Hausgemeinschaften zusammen­
schließen und daß der Vorsitzende der Zivilkammer 
des Kreisgerichts, Frau L., darüber hinaus mit der 
gesetzlichen Vertreterin der Antragsgegnerin sogar in 
Wohngemeinschaft lebt, so muß die Besorgnis des 
Antragstellers, daß der Vorsitzende des Kreisgerichts 
ihm gegenüber befangen sei, als begründet angesehen 
werden. Keineswegs ist hiermit festgestellt, daß tat­
sächlich eine Befangenheit des Vorsitzenden der Zivil­
kammer vorliegt. Eine solche Annahme ergibt sich 
nicht aus dem Protokoll über die Verhandlung vom 
10. Oktober 1956. Der Senat hat daher lediglich, um 
dem Antragsteller die Befürchtung zu nehmen, seine 
Sache könnte im Hinblick auf das Zusammenwohnen 
des Vorsitzenden der Zivilkammer mit der gesetzlichen 
Vertreterin der Antragsgegnerin nicht unparteiisch 
entschieden werden, die Ablehnung des Richters der 
Zivilkammer des Kreisgerichts für berechtigt erklärt.
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